
Bis zum 1. Dezember 1997 waren die Eingangs-
erklärungen von 70 Staaten sowie Notifizierun-
gen über die Errichtung nationaler Behörden
eingegangen. Drei Länder (Indien und die Ver-
einigten Staaten sowie wahrscheinlich die Re-
publik Korea) erklärten, CW zu besitzen, vier
weitere Staaten (China, Frankreich, Großbritan-
nien, Japan) deklarierten CW-Produktionsan-
lagen und sieben Staaten (Belgien, China,
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Ita-
lien und Japan) meldeten alte chemische Waf-
fen.
Bis zum 31. Dezember 1997 hatten die Staaten
801 Objekte gemeldet, darunter 34 CW-Pro-
duktionsanlagen, 26 CW-Lagerstätten, 18 CW-
Demilitarisierungsanlagen, 43 alte und aufge-
gebene CW-Lager sowie mehrere hundert An-
lagen mit Chemikalien der drei in den Listen er-
faßten Kategorien. Bis zum 15. Juli 1998 lagen
die notwendigen – freilich nicht immer voll-
ständigen – Eingangsstellungnahmen von ins-
gesamt 82 Staaten vor; von 29 standen diese
noch aus.
Zum Zeitpunkt der dritten Vertragsstaatenkon-
ferenz waren nach Angaben von Generaldirek-
tor Bustani 11 CW-Produktionsanlagen bereits
zerstört. Weitere 48 CW-Produktionsanlagen,
34 CW-Lager, 5 im Einsatz befindliche CW-
Demilitarisierungsanlagen und 45 Lagerstätten
mit alten und aufgegebenen CW unterlagen
dem aktuellen Verifikationsregime. Die Staaten
der EU haben sich übrigens, was von Moskau
ausdrücklich begrüßt wurde, dazu bereit erklärt,
Rußland bei der Zerstörung seiner CW zu unter-
stützen.
Der Haushalt der OPCW belief sich 1998 auf
141 Mill niederländische Gulden; 1999 sind es
138 Mill Gulden. Die Zahl der Mitarbeiter der
Organisation soll von 350 auf rund 500 anstei-
gen. r

Risiken und Nebenwirkungen

HANS GÜNTER BRAUCH

Teststoppvertrag: Inkrafttreten ungewiß –
Arbeiten der Vorbereitungskommission –
Deutscher Leiter der CTBTO

»Wir sind, was die Anstrengungen zur Vermin-
derung der von den Kernwaffen ausgehenden
Gefahr ausgeht, an einem Wendepunkt ange-
langt. Mit jeder Erhöhung der Zahl der Kern-
waffenstaaten sind schwerwiegende Auswir-
kungen auf den Frieden und die Sicherheit ver-
bunden.« Dies hielt UN-Generalsekretär Kofi
Annan in seinem Jahresbericht für die 53. Or-
dentliche Tagung der Generalversammlung der
Vereinten Nationen (UN-Dok. A/53/1 v. 27.8.
1998) fest. Einen Beitrag zur Minderung der
Gefahr soll neben dem Vertrag über die Nicht-
verbreitung von Kernwaffen der am 24. Sep-
tember 1996 zur Unterzeichnung aufgelegte
Vertrag über das umfassende Verbot von 
Nuklearversuchen (Comprehensive Test-Ban
Treaty, CTBT; kurz: umfassender Teststopp-
vertrag) leisten. Dieser war am 10. September
1996 von der UN-Generalversammlung mit ih-
rer Resolution 50/245 verabschiedet worden
(Text: UN Doc. A/50/1027 v. 26. 8.1996), nach-

dem auf Grund indischen Widerstands eine Ei-
nigung im Rahmen der Genfer Abrüstungskon-
ferenz nicht zustandegekommen war (vgl. VN
1/1997 S. 23f.).

I. Bis zum 2. Februar 1999 hatten ihn insgesamt
152 Staaten unterzeichnet und 29 Staaten – un-
ter ihnen zwei Kernwaffenstaaten – ratifiziert.
Nur die Demokratische Volksrepublik Korea,
Indien und Pakistan weigern sich ausdrücklich,
den Vertrag zu unterzeichnen. Unter den Ratifi-
kanten sind Argentinien, Australien, Brasilien,
Deutschland, Frankreich, Großbritannien, Ita-
lien, Japan, Jordanien, Kanada, Österreich,
Schweden und Spanien. Von den 44 Staaten,
deren Beitritt wegen des Standes ihrer kerntech-
nischen Forschung für das Inkrafttreten des
CTBT erforderlich ist, haben 15 den Vertrag be-
reits ratifiziert.
Innerhalb von 60 Tagen nach Unterzeichnung
des CTBT durch 50 Staaten sollte eine Vorbe-
reitungskommission gebildet werden. Am 19.
November 1996 wurde sie gegründet; sie be-
steht aus zwei Organen, den Plenartagungen der
Signatarstaaten und dem vorläufigen Techni-
schen Sekretariat (Provisional Technical Secre-
tariat, PTS). Ihre Hauptaufgabe besteht darin,
ein globales Verifikationssystem von 321 Über-
wachungsstationen aufzubauen, die von den
Sitzstaaten errichtet und in Zusammenarbeit mit
dem PTS betrieben werden. Diese Stationen
sollen Daten an das Internationale Datenzen-
trum (International Data Centre, IDC) übermit-
teln, das in Wien aufgebaut wird. Das weltweite
Internationale Überwachungssystem (Interna-
tional Monitoring System, IMS) des CTBT hat
unter den 321 Orten 50 primäre und 120 zusätz-
liche seismische Stationen, 80 Stationen für Ra-
dionukleide, die durch 16 Laboratorien unter-

stützt werden, sowie 60 Infraklang- (infra-
sound) und 11 hydroakustische Stationen. Am
30. November 1998 hatte das PTS 161 Mitar-
beiter aus 55 Staaten.
Das Datenzentrum des PTS in Wien besteht seit
Ende Januar 1998; im Mai hat es mit der Aus-
wertung von Tests begonnen. Bemerkenswert
ist, daß die CTBTO ihren Mitgliedstaaten eini-
ge zusätzliche Vorteile anbietet, die sich als
willkommene zivile Nebenwirkungen der Da-
tensammlung ansehen lassen: Frühwarnung vor
Schlechtwetterzonen und Unwettern sowie In-
formationen zur schnellen Identifizierung der
Zentren und der Opfer von Erdbeben. Bis Au-
gust 1998 waren etwa 50 seismische Stationen
voll einsatzbereit, und seit Mai wurden Daten
von 63 Stationen an das IDC probeweise über-
mittelt.

II. Im November 1996 (in New York) und März
1997 (in Genf) hatte die erste Tagung der Vor-
bereitungskommission unter Vorsitz des süd-
afrikanischen Botschafters Jacob Selebi stattge-
funden, die mit dem Beschluß endete, eine Or-
ganisation für das umfassende Verbot von Nu-
klearversuchen (CTBTO) unter Leitung des
deutschen Diplomaten Wolfgang Hoffmann als
Exekutivsekretär zu errichten. Hier war verein-
bart worden, das PTS, das IMS und das IDC im
Wiener UN-Zentrum zu errichten, um das Veri-
fikationssystem bis September 1998 voll ein-
satzbereit zu machen.
Auf sechs weiteren Tagungen wurden 1997 und
1998 die Arbeiten der Vorbereitungskommissi-
on fortgeführt. So wurde im November 1998
der Haushalt der CTBTO für 1999 beschlossen;
er hat ein Volumen von 74,7 Mill US-Dollar,
wovon mit 35,5 Mill fast die Hälfte für den Auf-
bau des globalen Überwachungssystems vorge-
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Besonders schwierig ist es, sich ein Bild vom tatsächlichen Ausmaß des weltweiten Rüstungsgeschäfts zu
verschaffen. Das SIPRI versucht, in Geldwerten die Größenordnung weitergegebenen militärischen
Geräts zu verdeutlichen; den hier angegebenen Summen liegt ein Index zugrunde, mit dessen Hilfe Ten-
denzen und regionale Schwerpunkte angezeigt werden sollen.



sehen ist. 11,9 Mill Dollar sind für das IDC, 9,9
Mill für die Errichtung einer globalen Kommu-
nikationsinfrastruktur und 1,4 Mill für die Ent-
wicklung von Verfahren, Richtlinien und In-
frastruktur zur Unterstützung der Vor-Ort-In-
spektionen nach Inkrafttreten des Vertrages be-
stimmt.

III. Indien, das den CTBT »weder jetzt noch
später« – so die Aussage seiner Vertreterin in
der UN-Generalversammlung am 10. Septem-
ber 1996 – unterzeichnen will, führte am 11.
Mai 1998 fünf unterirdische Kernwaffentests
durch. Am 28. Mai reagierte Pakistan mit drei
Atomversuchen und am 30. Mai mit einem vier-
ten. Am 29. Mai kündigte Premierminister Vaj-
payee an, Indien werde ein Testmoratorium ein-
halten und sei bereit, Verhandlungen über den
CTBT aufzunehmen. Am 11. Juni 1998 erklärte
das pakistanische Außenministerium auf Druck
der Vereinigten Staaten hin ebenfalls ein Test-
moratorium. Vajpayee erklärte am 11. Juli und
am 16. September, sein Land werde den CTBT
in seiner gegenwärtigen Form nicht unterzeich-
nen. Am 14. Juli kündigte der pakistanische
Außenminister an, sein Land mache den Beitritt
zum CTBT nicht länger von der Unterschrift In-
diens abhängig, schränkte aber am 22. Juli diese
Zusage wieder ein und nannte die Lösung des
Kaschmirkonflikts als Voraussetzung für den
CTBT-Beitritt Pakistans. Am 23. September er-
klärte der pakistanische Premierminister Nawaz
Sharif vor der Generalversammlung, sein Land
werde vor der drei Jahre nach Beginn der Unter-
zeichnung des CTBT geplanten Konferenz im
September 1999 diesen Vertrag ratifizieren. Am
24. September 1998 folgte der indische Pre-
mierminister Vajpayee mit derselben Zusage.
Es bleibt zu hoffen, daß 1999 Indien und Paki-
stan dem CTBT tatsächlich beitreten werden
(und auch die Demokratische Volksrepublik
Korea) – oder aber die Staatenwelt sich über den
anhaltenden Widerstand dieser drei Staaten hin-
wegsetzen wird, um ein baldiges Inkrafttreten
des CTBT zu ermöglichen. r

Waffen keine Mangelware

HANS GÜNTER BRAUCH

Rüstungstransparenz: Waffenregister gibt
begrenzten Aufschluß – Berichte zu Rü-
stungsausgaben – Problem Kleinwaffen

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Hans
Günter Brauch, Unvornehme Zurückhaltung,
VN 4/1998 S. 144f., fort.)

Nach wie vor fällt es schwer, ein klares Bild von
den weltweiten Rüstungstransfers zu gewinnen.
Die Angaben der Ein- und Ausfuhrländer, so sie
denn überhaupt öffentlich gemacht werden,
stimmen oft nicht überein, und die Definitionen
der einzelnen Waffenkategorien weichen nicht
selten voneinander ab. Dennoch bietet das seit
1992 bestehende Register der Vereinten Natio-
nen für konventionelle Waffen eine Möglich-
keit, wenigstens zu etwas mehr Transparenz im
Bereich der Rüstungen zu gelangen. 

I. Nach dem bescheidenen Erfolg der ersten
fünf Register legte der UN-Generalsekretär der
Generalversammlung seinen sechsten einschlä-
gigen Bericht (UN Doc. A/53/334 v. 2.9.1998
mit Corr. und Add.) vor; er enthält die Meldun-
gen von 93 Regierungen, denen später noch ei-
nige weitere folgten.
Für 1997 waren die Staaten erstmals gebeten
worden, ihre Definitionen von Rüstungstrans-
fers zu erläutern, um Diskrepanzen zwischen
den Berichten von Exporteuren und Importeu-
ren aufzuklären. Die Vereinten Nationen veröf-
fentlichten auch erstmals freiwillige Berichte zu
den militärischen Beständen und zur Beschaf-
fung aus eigener Rüstungsproduktion. Nach 
den Analysen des Stockholmer Internationalen
Friedensforschungsinstituts (SIPRI) von 1998
haben von den zehn wichtigsten Rüstungsex-
porteuren alle außer China Berichte vorgelegt;
von den zehn größten Rüstungsimporteuren
aber hat nur die Hälfte berichtet. Der wichtigste
Rüstungsimporteur, Saudi-Arabien, hat noch
nie am Waffenregister teilgenommen. Nur 29
Staaten gaben Informationen zu den militäri-
schen Beständen, nur 23 Staaten solche zur Be-
schaffung aus eigener Produktion. Nur wenige
Staaten machten detaillierte Angaben zu den
einzelnen Waffensystemen, während sich die
meisten auf Gesamtangaben zu den sieben er-
faßten Waffenkategorien beschränkten.
Mit Abstand führender Exporteur waren auch
1997 die Vereinigten Staaten. Es folgten
Deutschland, Großbritannien, Rußland, Ukrai-
ne und Frankreich. Aus den (mit denen des
UN-Waffenregisters allerdings nicht vergleich-
baren) Daten des SIPRI für 1997 geht freilich
eine etwas andere Rangfolge hervor. Auf die
USA folgten Rußland, Frankreich, Großbritan-
nien, Spanien und an sechster Stelle Deutsch-
land. Das in den vorangegangenen Jahren ab-
gegebene Überschußmaterial der einstigen 
Nationalen Volksarmee ist offensichtlich ver-
teilt.

II. Weitaus länger als das Waffenregister gibt es
die Berichte zu den Militärausgaben der Staa-
ten, die ebenfalls ein Stück weit zur internatio-
nalen Rüstungstransparenz beitragen (vgl. Hans
Frank, Über die Vergleichbarkeit der Militär-
haushalte. Aussichten und Nutzen einer Mes-
sung, VN 1/1980 S.9ff.).
Zur 53. Ordentlichen Tagung der Generalver-
sammlung legte der Generalsekretär seinen 
Bericht ›Objektive Informationen über mili-
tärische Angelegenheiten, einschließlich der
Transparenz der Militärausgaben‹ (A/53/218
v. 4.8.1998) vor. Der Bericht beklagt, daß in den
achtziger Jahren nur 20 bis 25 Staaten und in
diesem Jahrzehnt nur 30 bis 35 Staaten bereit
waren, an dem Berichtssystem mitzuwirken;
viele von diesen hatten freilich die Hälfte des
Fragebogens unbeantwortet gelassen. Die ge-
ringe Mitwirkung stehe im Gegensatz zum
Waffenregister.
Auch 1998 waren bis zur Vorlage des Doku-
ments erst die Berichte von 27 Staaten einge-
gangen. Darunter waren die von acht der 16
NATO-Staaten (Belgien, Deutschland, Frank-
reich, Griechenland, Großbritannien, Italien,
Spanien, Vereinigte Staaten), von dem neu-
tralen EU-Mitglied Finnland sowie von weite-
ren europäischen Ländern einschließlich der

Schweiz und Rußlands. Aus Lateinamerika
wirkten nur Argentinien und Brasilien mit, aus
Asien Japan, Thailand und Usbeskistan sowie
aus Ozeanien Australien und Neuseeland,
während sich kein einziger afrikanischer oder
arabischer Staat beteiligte.
Wegen dieses geringen Maßes an universeller
Mitwirkung blieb die Bedeutung des Berichts-
instruments gering. Auch war es bisher nicht
Aufgabe des UN-Sekretariats, die Daten bei-
spielsweise in eine Währung (US-Dollar) um-
zurechnen und mit anderen öffentlich verfügba-
ren Daten (etwa der Weltbank, der OSZE, der
NATO, der US-amerikanischen Rüstungskon-
troll- und Abrüstungsbehörde (ACDA) sowie
des SIPRI und des Londoner Internationalen In-
stituts für Strategische Studien (IISS)) zu ver-
gleichen, um die relative Aussagekraft dieses
Instruments bewerten zu können.

III. Die beiden Berichtssysteme sind freilich
wenig geeignet, Aufschluß über die Verbrei-
tung von Waffen in Bürgerkriegsländern und
ihre Weitergabe an nichtstaatliche Akteure zu
geben. Dies gilt für den illegalen Waffenhandel
und dabei insbesondere für die Kleinwaffen
(vgl. Edward J. Laurance / Herbert Wulf, Neue
Aufgabe Mikroabrüstung. Die Vereinten Natio-
nen sagen den Kleinwaffen den Kampf an, VN
1/1997 S. 14ff.). Hier gibt es eine Reihe von In-
itiativen der UN; so ist die Hauptabteilung Ab-
rüstungsfragen des Sekretariats unter anderem
bei der Einsammlung, Entsorgung und Vernich-
tung von Kleinwaffen in ehemaligen Konflikt-
zonen behilflich. Daß dies kein Problem allein
Afrikas oder Mittelamerikas ist, zeigte sich in
Albanien, als es darum ging, der Waffen aus den
geplünderten Depots der Armee wieder habhaft
zu werden.
Oft stehen die illegalen Waffentransfers in Ver-
bindung mit dem Handel mit Drogen oder son-
stiger Schmuggelware. Ein weltweiter Konsens
zur Unterbindung dieser Transaktionen ist un-
abdingbar. Generalsekretär Kofi Annan hat die
»Abhaltung einer Konferenz der Vereinten Na-
tionen über alle Aspekte des unerlaubten Waf-
fenhandels in naher Zukunft« als einen wichti-
gen Schritt in diese Richtung bezeichnet.r

Heiße Luft und gute Lüfte

BARBARA UNMÜSSIG

Umwelt: Internationale Klimaverhandlun-
gen stocken – ›Aktionsplan von Buenos Ai-
res‹ als Katalog offener Fragen – Emissions-
rechte und Reduzierungspflichten

(Dieser Beitrag setzt den Bericht von Siegfried
Breier, Kleine Schritte in Kyoto, VN 1/1998 S.
31ff., fort. Text der Klimarahmenkonvention:
VN 4/1992 S. 140ff.)

Der Name der Stadt, der die wenigstens in der
Zeit ihrer Gründung dort wehenden ›guten Lüf-
te‹ beschwor, schien ein gutes Omen für eine
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